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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Orientierungspreise für die in Anhang I Abschnitte A und C der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 aufgeführten Fischereierzeugnisse für das Wirtschaftsjahr 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
des Rates vom 20. Oktober 1970 über die gemein- 
same Marktorganisation für Fischereierzeugnisse ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
220/73 ^), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2142/70 ist für jedes der in Anhang I Abschnitte 
A und C der genannten Verordnung aufgeführten 
Erzeugnisse ein Orientierungspreis so festzusetzen, 
daß er zur Stabilisierung der Marktpreise beiträgt, 
ohne in der Gemeinschaft zu strukturellen Über- 
schüssen zu führen. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2709/72 des 
Rates vom 19. Dezember 1972^), geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2825/72 ^) sind die Orientie- 
rungspreise für die in Anhang I Abschnitte A und C 
der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 aufgeführten 
Fischereierzeugnisse für das Fischwirtschaftsjahr 
1973 festgesetzt worden. 

Die Anwendung der eingangs genannten in Arti- 
kel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 festgeleg- 
ten Kriterien führt zu höheren als den während des 
laufenden Fisch Wirtschaftsjahres geltenden Preisen. 
Da einige Angaben über die Preisentwicklung nicht 
bei jedem Fischereierzeugnis mit genau festgeleg- 
ten Handelseigenschaften verfügbar sind, erscheint 
es angebracht, für die meisten Erzeugnisse das Ver- 
hältnis zwischen den gewogenen mittleren Markt- 


preisen, die bei der vorausgegangenen Festsetzung 
der Orientierungspreise für die betreffenden Erzeug- 
nisse festgestellt wurden, und den entsprechenden 
jetzt festgestellten Marktpreisen zu berücksichtigen. 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2825/72 war für 
Irland ein höherer Orientierungspreis für Schollen 
als der in den anderen Mitgliedstaaten gültige Preis 
festgesetzt worden. Die Erhöhung des gemeinschaft- 
lichen Orientierungspreises und die Verpflichtung 
zur Annäherung des in dem neuen Mitgliedstaat 
gültigen Preises ermöglicht es, diesen letzteren an 
die Höhe des gemeinschaftlichen Preises anzuglei- 
chen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die bis zum 31. Dezember 1974 geltenden Orientie- 
rungspreise für die Erzeugnisse des Anhangs I Ab- 
schnitte A und C der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 
und die Erzeugnisse, auf welche sich diese Preise 
beziehen, sind im Anhang festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 27 
vom 1. Februar 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 7 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 298 
vom 31. Dezember 1972, S. 15 
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Anhang 




j Handelseigenschaften 

Orientierungs- 


Art 




preis 



Frischeklasse 

Größe 

Aufmachung 

(in RE/t) 

1. 

Heringe 

A 

1 

ganz 

196 

2. 

Sardinen „Clupeapil- 
chardus Walbaum": 






a) Atlantik 

Extra 

2 

ganz 

399 


b) Mittelmeer 

Extra 

2 

ganz 

234 

3. 

Rotbarsche, Goldbarsche 
oder Tiefenbarsche 
(Sebastes marinus) 

A 

2 

ganz 

370 

4. 

Kabeljau 

B i 

2 

ausgenommen, mit 




oder 


Kopf 

392 



A 

3 

ausgenommen, mit 

Kopf 


5. 

Köhler 

B 

2 

ausgenommen, mit 




oder 


Kopf 

217 



A 

3 

ausgenommen, mit 

Kopf 


6. 

Schellfisch 

A 

2 

ganz 

288 



oder 


ausgenommen, mit 



A 

3 


Kopf 

7. 

Merlan 

A 

2 

ausgenommen, mit 

Kopf 

329 

8. 

Makrelen 

Extra 

2 

ganz 




oder 


200 



A 

2 

ganz, in 

Originalkisten 


9. 

Sardellen 

Extra 

2 

ganz 

383 

10. 

Schollen 

A 

3 

ausgenommen, mit 

Kopf 

345 

11. 

Garnelen der Gattung 
Crangon 

A 

1 

nur in Wasser gekocht 

885 

Frischeklassen, Größen und Aufmachung wurden gemäß 

Artikel 2 

der Verordnung Nr. 2142/70 festgelegt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
5. Dezember 1973 - 1/4 - 680 70 - E ~ Fi 30/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafis- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse bestimmt, daß für jedes im Anhang I Abschnit- 
te A und C zu dieser Verordnung genannte Erzeug- 
nis ein Orientierungspreis festgesetzt wird. Diese 
Festsetzung erfolgt für ein Erzeugnis mit genau fest- 
gelegten Handelseigenschaften aufgrund des Durch- 
schnitts der Notierungen, die auf den repräsentativen 
Großhandelsmärkten oder in den repräsentativen 
Häfen während der letzten drei Fischwirtschaftsjahre 
vor der Festsetzung dieses Orientierungspreises für 
einen erheblichen Teil der Gemeinschaftserzeugung 
festgestellt wurden. 

Seit 1971 ist eine Methode zur Festsetzung dieser 
Orientierungspreise angewendet worden, die sich 
für alle Mitgliedstaaten als anwendbar erwiesen hat. 
Sie besteht darin, einen Vergleich zwischen dem ge- 
wogenen Durchschnitt der Durchschnittsnotierungen 
der repräsentativen Häfen während zweier Zeitab- 
schnitte zu ziehen, und zwar: 

Einerseits die der Festsetzung der neuen Orientie- 
rungspreise vorausgehenden drei Jahre (wegen Feh- 
lens von stälisLisdieii Angaben handelt es sich bei 
diesem Bezugsabschnitt tatsächlich nur um 2 1/2 
Jahre (1971 - 1972- 1973, bis Monat Juli), 

andererseits die der Festsetzung der im laufenden 
Jahr gültigen Orientierungspreise vorausgegange- 
nen drei Jahre (1970- 1971 - 1972). 

Diese Methode bildet den Ausgangspunkt des Preis- 
vorschlags für 1974. 

Ein solcher Vergleich erbringt jedoch nur mathema- 
tische Ergebnisse, die nur die Ausgangsbasis für die 
zu machenden Preisvorschläge bilden. Damit näm- 
lich der Preis seine wirtschaftliche Funktion erfül- 
len kann, ist es erforderlich, sich nicht ausschließlich 
an die durch die mathematischen Ergebnisse sich 
widerspiegelnde Vergangenheitssituation zu halten. 
Infolgedessen wurden Anpassungen vorgenommen. 
Da die Orientierungspreise schwerlich die Erzeu- 
gung in einem generell durch ein für alle Erzeug- 
nisse bestehendes Defizit „orientieren" können, muß 
deren, Niveau grundsätzlich in bezug ihrer Auswir- 
kungen auf die Höhe der Rücknahmepreise gesucht 
werden. 

Die Vorschläge geben in der Tat eine Unterschei- 
dung zwischen Erzeugnissen, die, wie Heringe, Ma- 
krelen, Sardinen und Sardellen, im allgemeinen zur 
industriellen Verarbeitung und zum anderen, wie 
Kabeljau, Schollen, Schellfisch, im allgemeinen für 
den menschlichen Verzehr bestimmt sind. 

Für die erste Kategorie wird eine behutsame Politik 
vorgeschlagen, die dazu dienen soll, so viel wie 
möglich zur Versorgung der Verarbeitungsindustrien 


in der Gemeinschaft mit Rohstoffen beizutragen, da- 
mit diese mit den Verarbeitungsindustrien der Dritt- 
länder konkurrieren können. 

Soweit es sich um Erzeugnisse für den unmittelbaren 
menschlichen Verzehr handelt, werden in manchen 
Fällen bedeutende Preiserhöhungen vorgeschlagen. 
Die vorgeschiagenen Erhöhungen werden sich jedoch 
nicht inflationär auswirken, da die Marktpreise 
höher als die Rücknahmepreise sind, die sich aus 
diesem Orientierungspreisen ergeben. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß für Schollen 
vorgeschlagen wird, den in Irland gehandhabten 
besonderen Orientierungspreis sowie die Festset- 
zung von Ausgleichsbeträgen aufzugeben. Durch die 
Erhöhung des gemeinschaftlichen Orientierungsprei- 
ses und die Verpflichtung, den in Irland geltenden 
Preis anzunähern, kann der Preis dieses Mitglied- 
staates auf die Höhe des gemeinschaftlichen Preises 
gebracht werden. 

Ziel dieser Verordnung ist die Festsetzung der 
Orientierungspreise für das Fischwirtschaftsjahr 1974 
gemäß Verordnung (EWG) Nr. 2142/70. 


Finanzielle Auswirkungen 

1. Finanziell wirkt sich die Festsetzung der Orien- 
tierungspreise vor allem auf die Interventionen in 
Form von Rücknahmen aus dem Markt aus, für die 
ein finanzieller Ausgleich gewährt wird. 

Bei der gegenwärtigen Konjunktur kann erwartet 
werden, daß die Mengen, die aus den Märkten der 
Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammenset- 
zung zurückkommen werden, keine wesentlichen 
Änderungen erfahren und vor allem nicht größer 
werden. Daher wird eine Änderung der Ausgaben 
im allgemeinen nur dadurch entstehen, daß die für 
jede Fischart festgesetzten Preise geändert werden. 
Aufgrund der zur Zeit verfügbaren Angaben wird 
angenommen, daß die Ausgaben im Jahre 1973 rund 
700 000 RE betragen werden. Für das Fischwirt- 
schaftsjahr 1974 geht man davon aus, daß die neuen 
Rücknahmepreise - die sich aus den neuen Orien- 
tierungspreisen ergeben - gemäß Artikel 10 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2142/70 Ausgaben in Form 
finanzieller Ausgleichszahlungen von rund 900 000 
RE mit sich bringen werden, wobei durch die quasi 
mathematische Berechnung der finanziellen Aus- 
gleichsbeträge diese den gleichen Schwankungen un- 
terliegen werden wie der Orientierungspreis. 

Zu dieser Erhöhung um 200 000 RE gegenüber dem 
Jahre 1973 kommen die Beträge hinzu, die in den 
neuen Mitgliedstaaten zu zahlen sind. In diesen 
Staaten - in denen es zur Zeit nur eine einzige aner- 
kannte Erzeugergemeinschaft gibt - ist zu erwarten. 
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daß es 1974 weitere neugeschaffene Organisationen 
geben wird, die ebenfalls bei der Anwendung der 
Regelung über die gemeinschaftlichen Rücknahme- 
preise einen finanziellen Ausgleich erhalten werden. 
Der diesen Organisationen für die Regulierung ihrer 
Märkte zu zahlende Zusatzbetrag wird auf rund 
500 000 RE geschätzt. 

Was die Ausfuhrerstattungen anbelangt, so dürf- 
ten die Änderungen der Orientierungspreise in An- 
betracht der Methode zur Festsetzung dieser Erstat- 
tungen keine nennenswerten Auswirkungen auf ihre 
Höhe haben. 

2. Bezüglich der finanziellen Durchführung für 1973 
ist darauf hinzuweisen, daß bis zum November 1973 
die Ausgaben sowie die Ausgabensätze bei den 
Interventionen zu ± 35 v. H. und bei den Erstattun- 
gen zu ± 70 V. H. der verfügbaren Mittel in Anspruch 
genommen worden sind. Diese verhältnismäßig nie- 
drigen Prozentsätze für die Interventionen sind ins- 
besondere die Folge der noch hohen Marktpreise. 


Die für das Jahr 1974 vorgeschlagenen Mittel belau- 
fen sich auf 1 Million RE für die Erstattungen und 
2 Millionen RE für alle Interventionen auf diesem 
Sektor. Unter Berücksichtigung dessen, daß die Höhe 
der Ausgaben für 1974 in den neuen Mitgliedstaaten 
weitgehend von der Schaffung neuer Erzeugerge- 
meinschaften abhängt und es sich um einen Sektor 
handelt, in dem die Mengen schwer vorauszusehen 
sind, ist für die in diesem Vorschlag genannten 
finanziellen Auswirkungen weder eine Änderung 
der in den Entwurf für den Haushaltsplan 1974 auf- 
genommenen Mittelansätze noch der in der mehr- 
jährigen Vorausschau enthaltenen Beträge erforder- 
lich. 

Darauf hinzuweisen ist, daß das Wirtschaftsjahr 1974 
am 1. Januar 1974 beginnt und am 31. Dezember 
1974 abläuft. Somit verteilt sich die finanzielle Aus- 
wirkung dieses Vorschlages auf das ganze Haus- 
haltsjahr. 1974 (Haushaltsplan der Europäischen Ge- 
meinschaften, Kapitel 71). 
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